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Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

über die Gewährung von Jubiläumsprämien 
und pauschaliertem Aufwandsersatz, 

die Verleihung von Medaillen für Treue Dienste 
und die Stiftung von Ehrenzeichen 
im Brand- und Katastrophenschutz

Vom 12 . Mai 2019

Inhaltsübersicht

1 Medaillen für Treue Dienste und Jubiläumsprämien 
in der Freiwilligen Feuerwehr

1 .1 Medaillen für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuer- 
wehr

1 .1 .1 Voraussetzungen für die Verleihung von Medaillen 
für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§§ 1 und 2 des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes)

1 .1 .2 Antrags- und Bewilligungsverfahren für die Medail-
le für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§ 3 und § 4 Absatz 1 und 2 des Prämien- und Ehren-
zeichengesetzes)

1 .1 .3 Aushändigung der Medaille für Treue Dienste in der 
Freiwilligen Feuerwehr (§ 4 Absatz 3 und 4 des Prä-
mien- und Ehrenzeichengesetzes)

1 .2 Jubiläumsprämien in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§§ 7 bis 10 des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes)

2 Jubiläumsprämien in den Einheiten und Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes und des Technischen 
Hilfswerks (§§ 7 bis 10 des Prämien- und Ehrenzei-
chengesetzes)

3 Zuschuss zum Aufwandsersatz im Brand- und Katas-
trophenschutz (§§ 11 bis 14 des Prämien- und Ehren-
zeichengesetzes)

3 .1 Zuschuss zum Aufwandsersatz für Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr

3 .2 Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche 
Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen des Ka-
tastrophenschutzes und des Technischen Hilfswerks

4 Verfahrensregelungen zu Ehrenzeichen zur Würdi-
gung von Verdiensten auf dem Gebiet des Brand- und 
Katastrophenschutzes (§§ 15 bis 23 des Prämien- 
und Ehrenzeichengesetzes)

4 .1 Ehrenzeichen zur Würdigung von Verdiensten auf 
dem Gebiet des Brandschutzes

4 .1 .1 Voraussetzungen für die Verleihung von Ehrenzei-
chen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet 
des Brandschutzes

4 .1 .2 Antrags- und Bewilligungsverfahren für das Ehren-
zeichen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Ge-
biet des Brandschutzes

4 .2 Ehrenzeichen zur Würdigung von Verdiensten auf 
dem Gebiet des Katastrophenschutzes

4 .2 .1 Voraussetzungen für die Verleihung von Ehrenzei-
chen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes

4 .2 .2 Antrags- und Bewilligungsverfahren für das Ehren-
zeichen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Ge-
biet des Katastrophenschutzes

4 .3 Verleihung des Ehrenzeichens im Brand- oder Katas-
trophenschutz

4 .4 Entziehung des Ehrenzeichens im Brand- oder Katas- 
trophenschutz

5 Gemeinsame Verfahrensvorschriften

6 Inkrafttreten

1 Medaillen für Treue Dienste und Jubiläumsprä-
mien in der Freiwilligen Feuerwehr

1 .1  Medaillen für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuer- 
wehr

1 .1 .1  Voraussetzungen für die Verleihung von Medaillen 
für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§§ 1 und 2 des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes)

1 .1 .1 .1  Medaillen für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuer- 
wehr können an ehrenamtliche Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr verliehen werden .

1 .1 .1 .2  Eine Medaille für Treue Dienste in der Freiwilligen 
Feuerwehr kann erhalten, wer über den Zeitraum der 
entsprechenden Stufe treu seine Pflichten in einer 
Freiwilligen Feuerwehr erfüllt hat. Als treue Pflicht-
erfüllung gilt nur eine aktive ehrenamtliche Dienst-
zeit . Die bloße Mitgliedschaft ohne aktive Dienstaus-
übung gilt nicht als treue Pflichterfüllung.

1 .1 .1 .3  Die Medaille für Treue Dienste wird in neun Stufen 
verliehen (§ 2 Absatz 2 des Prämien- und Ehrenzei-
chengesetzes):

-  für zehnjährige aktive Dienstzeit,
-  für 20-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 30-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 40-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 50-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 60-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 70-jährige aktive Dienstzeit,
-  für 75-jährige aktive Dienstzeit und
-  für 80-jährige aktive Dienstzeit .

1 .1 .1 .4  Für die Berechnung der aktiven ehrenamtlichen 
Dienstzeit gemäß § 2 Absatz 1 des Prämien- und Eh-
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renzeichengesetzes sind die Zeiten in der Einsatz- 
abteilung und in der Alters- und Ehrenabteilung einer 
Freiwilligen Feuerwehr ab dem Eintritt in die Ein-
satzabteilung, also frühestens ab der Vollendung des 
16 . Lebensjahres zu berücksichtigen . Die Berech-
nung erfolgt durch Addition aller berücksichtigungs-
fähigen Zeitabschnitte . Ausnahmsweise können Un-
terbrechungen der Zugehörigkeit als berücksichti- 
gungsfähige Zeiten angerechnet werden, wenn akti-
ver Dienst geleistet wurde .

1 .1 .1 .5  Als aktive ehrenamtliche Dienstzeit gilt nur die Zeit, 
während der die oder der Feuerwehrangehörige re-
gelmäßig ehrenamtlich an Einsätzen, Diensten, Übun-
gen, Lehrgängen und sonstigen Ausbildungsveran-
staltungen der jeweiligen Feuerwehr oder auf Kreis-, 
Landes- und Bundesebene teilgenommen hat, Füh-
rungsfunktionen innerhalb der jeweiligen Feuerwehr, 
Funktionen oder Tätigkeiten in den Katastrophen-
schutzeinheiten der Aufgabenträger, Funktionen oder 
Aufgaben in den Verbänden der Feuerwehren oder 
Funktionen zur Ausbildung auf Kreis- oder Landes-
ebene wahrgenommen hat . Regelmäßig soll eine Aus-
übung der vorgenannten Tätigkeiten in einem Um-
fang von mindestens 40 Stunden jährlich erfolgen . 

1 .1 .1 .6  Maßgebend für die Berechnung der Dienstzeiten sind 
der Monat des Beginns und des Endes des jeweiligen 
Zeitraums, in dem aktiver ehrenamtlicher Dienst im 
Sinne der Nummer 1 .1 .1 .5 geleistet wurde, wobei je-
weils der volle Monat anzurechnen ist . Die Dienst-
zeit muss nicht zusammenhängend geleistet worden 
sein; sie kann sich auch aus mehreren Zeitabschnit-
ten zusammensetzen . Dienstzeiten in verschiedenen 
Freiwilligen Feuerwehren zu unterschiedlichen Zei-
ten werden addiert . Dienstzeiten durch die parallele 
Mitgliedschaft in verschiedenen Freiwilligen Feuer-
wehren zu gleichen Zeiten werden nicht addiert . 
Dienstzeiten in Freiwilligen Feuerwehren in einem 
anderen Land oder in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union werden bei entsprechen- 
dem Nachweis angerechnet . Dienstzeiten während der 
Schwangerschaft werden unter Beachtung des Mut-
terschutzgesetzes angerechnet . Die Zeiten des Wehr- 
oder Wehrersatzdienstes gelten nicht als Unterbre-
chung und sind demzufolge anzurechnen . Ehren- 
amtliche Dienstzeiten in Pflichtfeuerwehren können 
angerechnet werden, wenn sie nach Art und Umfang 
dem Dienst in Freiwilligen Feuerwehren gleichkom-
men . Nicht angerechnet werden Zeiten einer haupt- 
oder nebenberuflichen Tätigkeit und in Berufs- und 
Werkfeuerwehren .

1 .1 .1 .7 Die Voraussetzungen müssen zum Zeitpunkt der Aus-
händigung der Medaille für Treue Dienste in der Frei-
willigen Feuerwehr erfüllt sein .

1 .1 .1 .8  Aufgrund anderer Maßstäbe vor dem Inkrafttreten 
dieser Verwaltungsvorschrift verliehene Medaillen 
für Treue Dienste gelten weiterhin als ordnungs- 
gemäß verliehen . Für Angehörige der Freiwilligen 

Feuerwehr, bei denen vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bereits eine ehrenamtliche Dienstzeit von 
zehn oder mehr Jahren anerkannt wurde, erfolgt die 
Berechnung der aktiven, ehrenamtlichen Dienstzeit 
auch nach dem Inkrafttreten des Prämien- und Ehren-
zeichengesetzes und dieser Verwaltungsvorschrift 
weiterhin unter Anrechnung dieser bereits anerkann-
ten Dienstzeiten (§ 24 Absatz 2 Satz 1 des Prämien- 
und Ehrenzeichengesetzes) . Für Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr, bei denen vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine ehrenamtliche Dienstzeit von 
weniger als zehn Jahren anerkannt wurde, erfolgt die 
Berechnung auch der bereits vor dem Inkrafttreten 
des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes geleisteten 
aktiven, ehrenamtlichen Dienstzeit nach Maßgabe der 
Nummern 1 .1 .1 .4 bis 1 .1 .1 .6 dieser Verwaltungsvor-
schrift .

1 .1 .2  Antrags- und Bewilligungsverfahren für die Medail-
le für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§ 3 und § 4 Absatz 1 und 2 des Prämien- und Ehren-
zeichengesetzes)

1 .1 .2 .1  Die Träger des örtlichen Brandschutzes und der örtli-
chen Hilfeleistung mit Ausnahme der kreisfreien 
Städte reichen die Anträge zur Verleihung einer Me-
daille für Treue Dienste in der Freiwilligen Feuer-
wehr für das laufende Kalenderjahr frühestens ab 
dem 1 . November des Vorjahres, spätestens bis zum 
28 . Februar des laufenden Jahres mit dem als Anla-
ge 1 beigefügten Muster bei dem Landkreis ein . An-
träge für das Jahr 2019 sollen bis zum 30 . Juni 2019 
bei dem Landkreis eingereicht werden . Die Land-
kreise übersenden diese Anträge gesammelt mit dem 
als Anlage 2 beigefügten Muster frühestens ab dem 
1 . Dezember des Vorjahres, spätestens bis zum 
31 . März des laufenden Jahres der Bewilligungs- 
behörde . Anträge für das Jahr 2019 sollen bis zum 
31 . Juli 2019 an die Bewilligungsbehörde übersandt 
werden . 

1 .1 .2 .2  Die kreisfreien Städte reichen ihre Anträge zur Ver-
leihung einer Medaille für Treue Dienste in der Frei-
willigen Feuerwehr frühestens ab dem 1 . Dezember 
des Vorjahres, spätestens bis zum 31 . März des lau-
fenden Jahres mit dem als Anlage 1a beigefügten 
Muster, gesammelt mit dem als Anlage 2a beigefüg-
ten Muster bei der Bewilligungsbehörde ein . Anträge 
für das Jahr 2019 sollen bis zum 31 . Juli 2019 bei der 
Bewilligungsbehörde eingereicht werden . 

1 .1 .2 .3  Die Anträge zur Verleihung einer Medaille für Treue 
Dienste sind innerhalb der in den Nummern 1 .1 .2 .1 
und 1 .1 .2 .2 genannten Fristen an die Bewilligungs-
behörde zu übersenden . Anträge, die nicht innerhalb 
dieser Fristen eingereicht worden sind, werden im 
laufenden Jahr nicht mehr berücksichtigt . Dies 
schließt eine nachträgliche Bewilligung der entspre-
chenden Medaille für Treue Dienste im Folgejahr 
nicht aus, soweit der Antrag im Folgejahr fristgerecht 
gemäß den Nummern 1 .1 .2 .1 und 1 .1 .2 .2 erneut ge-
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stellt wird (§ 9 Absatz 4 Satz 2 des Prämien- und Eh-
renzeichengesetzes) . Über die Nichtberücksichtigung 
des Antrags wegen der verspäteten Einreichung und 
die vorgesehene erneute Einreichung des Antrags im 
Folgejahr ist der oder die Begünstigte durch den zu-
ständigen Träger des örtlichen Brandschutzes zu un-
terrichten . Satz 2 gilt nicht für die in den Num-
mern 1 .1 .2 .1 und 1 .1 .2 .2 genannten Übergangsfristen 
für das Jahr 2019 .

1 .1 .2 .4  Die Anträge nach den Nummern 1 .1 .2 .1 und 1 .1 .2 .2 
sind unter Angabe der Freiwilligen Feuerwehr, der 
Ortswehr, des Nach- und Vornamens, des Geburts- 
datums, des Dienstgrades und der aktiven Dienstzei-
ten der oder des Feuerwehrangehörigen sowie etwa- 
iger Unterbrechungszeiten der aktiven ehrenamt- 
lichen Dienstzeit samt Nachweisen zum Beleg der 
aktiven ehrenamtlichen Dienstzeit zu stellen . 

1 .1 .2 .5  Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen für die Ver-
leihung einer Medaille für Treue Dienste und für die 
Gewährung einer Jubiläumsprämie für zehn, 20, 30, 
40 oder 50 Jahre aktive Dienstzeit in der Einsatz- 
abteilung vor, soll in dem gleichen Antrag die Gewäh-
rung der entsprechenden Jubiläumsprämie beantragt 
werden . 

1 .1 .2 .6  Die Aufgabenträger des örtlichen Brandschutzes über-
nehmen die Verantwortung für die Richtigkeit der 
Angaben in den Anträgen . Die aktiven Dienstzeiten 
sind entsprechend zu belegen .

1 .1 .2 .7  Die Bewilligungsbehörde prüft die Vollständigkeit 
und Plausibilität der Anträge und entscheidet über 
die Verleihung der Medaille für Treue Dienste nach 
pflichtgemäßem Ermessen.

1 .1 .3  Aushändigung der Medaille für Treue Dienste in der 
Freiwilligen Feuerwehr (§ 4 Absatz 3 und 4 des Prä-
mien- und Ehrenzeichengesetzes)

1 .1 .3 .1  Über die Verleihung der Medaille für Treue Dienste 
in der Freiwilligen Feuerwehr wird eine Urkunde mit 
dem Wappen des Landes Brandenburg ausgestellt, 
die den Verleihungsanlass benennt und die Unter-
schrift des für Brandschutz zuständigen Mitglieds der 
Landesregierung trägt . 

1 .1 .3 .2  Die amtsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden und 
Ämter sind als Träger des örtlichen Brandschutzes 
und der örtlichen Hilfeleistung für die Aushändigung 
der Medaille für Treue Dienste in der Freiwilligen 
Feuerwehr in Kupfer für zehnjährige, in Bronze für 
20-jährige, in Silber für 30-jährige und in Gold für 
40-jährige treue Dienste in der Freiwilligen Feuer-
wehr einschließlich der dazu gehörenden Urkunde an 
die ausgezeichnete Person zuständig . 

1 .1 .3 .3 Die kreisfreien Städte sind als Träger des örtlichen 
Brandschutzes und der örtlichen Hilfeleistung für die 
Aushändigung der Medaille für Treue Dienste in der 

Freiwilligen Feuerwehr in Kupfer für zehnjährige, in 
Bronze für 20-jährige, in Silber für 30-jährige und in 
Gold für 40-, 50-, 60-, 70-, 75- und 80-jährige treue 
Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr einschließlich 
der dazu gehörenden Urkunde an die ausgezeichnete 
Person zuständig .

1 .1 .3 .4  Die Landkreise sind als Träger des überörtlichen 
Brandschutzes und der überörtlichen Hilfeleistung 
für die Aushändigung der Medaille für Treue Dienste 
in der Freiwilligen Feuerwehr in Gold für 50-, 60-, 
70-, 75- und 80-jährige treue Dienste in der Freiwil-
ligen Feuerwehr einschließlich der dazu gehörenden 
Urkunde an die ausgezeichnete Person zuständig . 

1 .1 .3 .5  Die Medaille für Treue Dienste in der Freiwilligen 
Feuerwehr sowie die dazu gehörende Urkunde gehen 
in das Eigentum der ausgezeichneten Person über 
und verbleiben nach dem Tod der ausgezeichneten 
Person im Besitz der Hinterbliebenen. 

1 .1 .3 .6  Die amtsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden und 
Ämter, kreisfreien Städte und Landkreise senden 
nicht ausgehändigte Medaillen für Treue Dienste an 
die Bewilligungsbehörde zurück .

1 .2  Jubiläumsprämien in der Freiwilligen Feuerwehr 
(§§ 7 bis 10 des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes)

1 .2 .1  Jubiläumsprämien können an ehrenamtliche Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr verliehen werden .

1 .2 .2  Für die Gewährung einer Jubiläumsprämie an ehren-
amtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr gel-
ten die Nummern 1 .1 .1 .2 und 1 .1 .1 .4 bis 1 .1 .1 .6 mit 
der Maßgabe, dass als aktive Dienstzeit nur die Zeit 
ab dem Eintritt in die Einsatzabteilung, also frühes-
tens ab der Vollendung des 16 . Lebensjahres bis zum 
regulären Eintritt in die Alters- und Ehrenabteilung 
nach dem Brandenburgischen Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz in der jeweils geltenden Fassung 
gilt . 

1 .2 .3  Die Jubiläumsprämie wird gleichbleibend in fünf 
Stufen gewährt: 

-  für zehn Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 20 Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 30 Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 40 Jahre aktive Dienstzeit und
-  für 50 Jahre aktive Dienstzeit .

1 .2 .4  Für das Antragsverfahren zur Gewährung einer Jubi-
läumsprämie an ehrenamtliche Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr gelten die Nummern 1 .1 .2 .1 bis 
1 .1 .2 .6 .

1 .2 .5  Für das Antragsverfahren zur Gewährung der Jubi- 
läumsprämie für eine vor dem 1 . Januar 2019 vollen-
dete aktive ehrenamtliche Dienstzeit von 50 Jahren 
(§ 9 Absatz 4 Satz 1 des Prämien- und Ehrenzeichen- 
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gesetzes) gelten folgende Fristen: Die Träger des ört-
lichen Brandschutzes und der örtlichen Hilfeleistung 
mit Ausnahme der kreisfreien Städte sollen die An-
träge zur rückwirkenden Gewährung der Prämie spä-
testens bis zum 30 . Juni 2019 mit dem als Anlage 1 
beigefügten Muster bei dem Landkreis einreichen . 
Die Landkreise sollen diese Anträge bis zum 31 . Juli 
2019 an die Bewilligungsbehörde übersenden . Die 
kreisfreien Städte sollen ihre Anträge zur rückwir-
kenden Gewährung der Prämie bis zum 31 . Juli 2019 
mit dem als Anlage 1a beigefügten Muster bei der 
Bewilligungsbehörde einreichen . Die in dieser Num-
mer genannten Fristen sind keine Ausschlussfristen .

1 .2 .6  Die Voraussetzungen müssen zum Zeitpunkt der Aus-
zahlung der Jubiläumsprämie erfüllt sein .

1 .2 .7  Die Bewilligungsbehörde prüft die Vollständigkeit 
und Plausibilität der Anträge und entscheidet über 
die Gewährung einer Jubiläumsprämie nach pflicht-
gemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

1 .2 .8  Die Bewilligungsbehörde zahlt die Summe der be-
willigten Jubiläumsprämien für Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr an die antragstellende kreisfreie 
Stadt, amtsfreie Gemeinde, Verbandsgemeinde oder 
das antragstellende Amt aus; über die Auszahlung er-
geht eine Mitteilung an den Landkreis der antragstel-
lenden amtsfreien Gemeinde, Verbandsgemeinde oder 
des antragstellenden Amts . 

1 .2 .9  Die amtsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden und 
Ämter, kreisfreien Städte und Landkreise zahlen nicht 
ausgezahlte Jubiläumsprämien an die Bewilligungs-
behörde zurück .

2 Jubiläumsprämien in den Einheiten und Einrich-
tungen des Katastrophenschutzes und des Tech-
nischen Hilfswerks (§§ 7 bis 10 des Prämien- und 
Ehrenzeichengesetzes)

2 .1  Jubiläumsprämien können an ehrenamtliche Mitwir-
kende in Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes und des Technischen Hilfswerks in Bran-
denburg gewährt werden .

2 .2   Für die Gewährung einer Jubiläumsprämie an ehren-
amtliche Mitwirkende in Einheiten und Einrich- 
tungen des Katastrophenschutzes und des Techni-
schen Hilfswerks in Brandenburg gelten die Num-
mern 1 .1 .1 .2 und 1 .1 .1 .4 bis 1 .1 .1 .6 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass die ehrenamtliche aktive Dienst-
zeit - unter Berücksichtigung der dort genannten An-
rechnungsmöglichkeiten von außerhalb des Landes 
Brandenburg geleisteten Dienstzeiten - grundsätzlich 
in einer Einheit oder Einrichtung des Katastrophen-
schutzes oder des Technischen Hilfswerks in Bran-
denburg erbracht werden muss . Für die Berechnung 
der aktiven Dienstzeit ist nur die Zeit ab Vollendung 
des 16 . Lebensjahres bis zu der Altersgrenze, in der 

gemäß dem Brandenburgischen Brand- und Katas- 
trophenschutzgesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung bei Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 
der reguläre Eintritt in die Alters- und Ehrenabtei-
lung erfolgt, berücksichtigungsfähig . Die Auszah-
lung kann nur entweder aufgrund der Tätigkeit in der 
Freiwilligen Feuerwehr oder aufgrund der Tätigkeit 
in den Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes beziehungsweise des Technischen Hilfs-
werks gewährt werden . Eine Gewährung aus beiden 
Ämtern erfolgt nicht . 

2 .3  Die Voraussetzungen müssen zum Zeitpunkt der Aus-
zahlung der Jubiläumsprämie erfüllt sein .

2 .4  Die Jubiläumsprämie wird gleichbleibend in fünf 
Stufen gewährt: 

-  für zehn Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 20 Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 30 Jahre aktive Dienstzeit,
-  für 40 Jahre aktive Dienstzeit und
-  für 50 Jahre aktive Dienstzeit .

2 .5  Die unteren Katastrophenschutzbehörden können auf 
der Grundlage der Vorschläge der im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Hilfsorganisationen und des 
Technischen Hilfswerks oder eigeninitiativ Anträge 
zur Gewährung einer Jubiläumsprämie an ehrenamt-
liche Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes stellen . Die unteren Katas-
trophenschutzbehörden sollen darauf hinwirken, dass 
die Angaben in den Vorschlägen der im Katastro-
phenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen und 
des Technischen Hilfswerks vollständig und insbe-
sondere die aktiven Dienstzeiten hinreichend belegt 
sind . Es sind die als Anlagen 1b und 1c beigefügten 
Muster zu verwenden .

2.6  Die im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorga-
nisationen und das Technische Hilfswerk reichen bei 
der jeweils örtlich zuständigen unteren Katastro-
phenschutzbehörde frühestens ab dem 1 . November 
des Vorjahres, spätestens bis zum 28 . Februar des 
laufenden Jahres Vorschläge zur Gewährung von Ju-
biläumsprämien ein . Vorschläge für das Jahr 2019 
sollen bis zum 30 . Juni 2019 eingereicht werden . Es 
ist als Vorlage das als Anlage 1b beigefügte Muster 
zu verwenden. Die Vorschläge des Technischen Hilfs-
werks sind über die Regionalstelle des Technischen 
Hilfswerks zu stellen. Dem Vorschlag sind die für die 
Antragstellung erforderlichen Daten beizufügen und 
insbesondere die aktiven Dienstzeiten entsprechend 
zu belegen. Hierbei ist als Vorlage das als Anlage 1c 
beigefügte Muster zu verwenden . 

2 .7  Die Anträge nach Nummer 2 .5 sind unter Angabe der 
Einheit oder Einrichtung des Katastrophenschutzes 
oder des Technischen Hilfswerks, in der die aktive, 
ehrenamtliche Dienstzeit erbracht wurde, des Nach- 
und Vornamens, des Geburtsdatums des ehrenamt- 
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lichen Mitwirkenden sowie etwaiger Unterbrechungs-
zeiten der aktiven ehrenamtlichen Dienstzeit samt 
Nachweisen zum Beleg der aktiven ehrenamtlichen 
Dienstzeit zu stellen (Anlagen 1b und 1c) .

2 .8  Die unteren Katastrophenschutzbehörden reichen die 
Anträge nach Nummer 2 .5 für das laufende Kalen-
derhalbjahr frühestens ab dem 1 . Dezember des Vor-
jahres, spätestens bis zum 31 . März des laufenden 
Jahres bei der Bewilligungsbehörde ein. Hierbei sind 
die als Anlagen 2b und 2c beigefügten Muster zu ver-
wenden . Anträge für das Jahr 2019 sollen bis zum 
31 . Juli 2019 bei der Bewilligungsbehörde einge-
reicht werden . Anträge, die nicht innerhalb dieser 
Fristen eingereicht worden sind, werden im laufen-
den Jahr nicht mehr berücksichtigt . Dies schließt je-
doch eine nachträgliche Bewilligung der entspre-
chenden Jubiläumsprämie im Folgejahr nicht aus, 
soweit der Antrag im Folgejahr fristgerecht gemäß 
dieser Nummer erneut gestellt wird (§ 9 Absatz 4 
Satz 2 des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes) . Über 
die Nichtberücksichtigung des Antrags wegen der 
verspäteten Einreichung und die vorgesehene erneute 
Einreichung des Antrags im Folgejahr ist der oder die 
Begünstigte durch die zuständige untere Katastro-
phenschutzbehörde zu unterrichten . Satz 4 gilt nicht 
für die in dieser Nummer genannten Übergangsfris-
ten für das Jahr 2019 .

2 .9  Für das Antragsverfahren zur Gewährung der Jubi- 
läumsprämie für eine vor dem 1 . Januar 2019 vollen-
dete aktive ehrenamtliche Dienstzeit von 50 Jahren 
(§ 9 Absatz 4 Satz 1 des Prämien- und Ehrenzeichen-
gesetzes) gelten folgende Fristen: Die Hilfsorganisa-
tionen und das Technische Hilfswerk sollen ihre Vor-
schläge zur rückwirkenden Gewährung der Prämie 
spätestens bis zum 30 . Juni 2019 mit den als Anla-
gen 1b und 1c beigefügten Mustern bei den unteren 
Katastrophenschutzbehörden einreichen . Die unteren 
Katastrophenschutzbehörden sollen diese Anträge 
bis zum 31 . Juli 2019 an die Bewilligungsbehörde 
übersenden . Die in dieser Nummer genannten Fristen 
sind keine Ausschlussfristen . 

2 .10  Die Bewilligungsbehörde prüft die Vollständigkeit 
und Plausibilität der Anträge und entscheidet über 
die Gewährung einer Jubiläumsprämie nach pflicht-
gemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2 .11  Die Bewilligungsbehörde zahlt die Summe der be-
willigten Jubiläumsprämien für ehrenamtliche Mit-
wirkende in Einheiten und Einrichtungen des Katas- 
trophenschutzes und des Technischen Hilfswerks an 
die antragstellende kreisfreie Stadt oder den antrag-
stellenden Landkreis aus .

2 .12  Die kreisfreien Städte und Landkreise zahlen nicht 
ausgezahlte Jubiläumsprämien an die Bewilligungs-
behörde zurück .

3 Zuschuss zum Aufwandsersatz im Brand- und 
Katastrophenschutz (§§ 11 bis 14 des Prämien- 
und Ehrenzeichengesetzes)

3 .1 Zuschuss zum Aufwandsersatz für Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr

3 .1 .1  Ein Zuschuss zum Aufwandsersatz kann an ehren-
amtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
gewährt werden, die im jeweiligen Bezugsjahr in 
einer Freiwilligen Feuerwehr aktiven Dienst geleis-
tet haben und denen somit Aufwände (beispielswei-
se Fahrtkosten, Ausrüstung, Verpflegung etc.) ent-
standen sind . Die Aufwände müssen nicht im 
Einzelnen dargelegt werden . Vielmehr sollen pau-
schal die im gesamten Bezugsjahr im Rahmen der 
geleisteten aktiven Dienstzeit entstandenen Aufwen-
dungen mit der jährlichen Zahlung des Zuschusses 
zum Aufwandsersatz zumindest anteilig ausgegli-
chen werden .

3 .1 .2  Maßgeblich für den Bezug des Zuschusses zum Auf-
wandsersatz ist eine aktive ehrenamtliche Dienstzeit . 
Die bloße Mitgliedschaft ohne aktive Dienstausübung 
ist nicht berücksichtigungsfähig, da hier keine rele-
vanten Aufwände entstehen können . Nummer 1 .1 .1 .5 
gilt mit der Maßgabe, dass als aktive Dienstzeit nur 
die Zeit ab dem Eintritt in die Einsatzabteilung, also 
frühestens ab der Vollendung des 16 . Lebensjahres 
bis zum regulären Eintritt in die Alters- und Ehren- 
abteilung nach dem Brandenburgischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetz in der jeweils geltenden 
Fassung gilt . 

3 .1 .3  Der zu berücksichtigende Zeitraum für die Gewäh-
rung des Zuschusses zum Aufwandsersatz ist das Ka-
lenderjahr . Ein Anspruch entsteht nur für das gesamte 
Kalenderjahr . Dienstzeiten in verschiedenen Freiwil-
ligen Feuerwehren zu unterschiedlichen Zeiten wer-
den addiert . Dienstzeiten durch die parallele Mit-
gliedschaft in verschiedenen Freiwilligen Feuerweh- 
ren zu gleichen Zeiten werden nicht addiert . Nicht 
angerechnet werden Unterbrechungen und außerhalb 
des Landes Brandenburg erbrachte Dienstzeiten . Eben-
falls nicht angerechnet werden Zeiten einer haupt- 
oder nebenberuflichen Tätigkeit und in Berufs- und 
Werkfeuerwehren .

3 .1 .4  Die Träger des örtlichen Brandschutzes und der ört- 
lichen Hilfeleistung mit Ausnahme der kreisfreien 
Städte reichen die Anträge zur Gewährung des Zu-
schusses zum Aufwandsersatz für Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr für den berücksichtigungs- 
fähigen Zeitraum mit dem als Anlage 3 beigefügten 
Muster spätestens bis zum 28 . Februar des jeweils auf 
den Bezugszeitraum gemäß Nummer 3 .1 .3 folgenden 
Jahres bei dem Landkreis ein . Die Landkreise über-
senden diese Anträge spätestens bis zum 31 . März der 
Bewilligungsbehörde .
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3 .1 .5  Die kreisfreien Städte reichen ihre Anträge zur Ge-
währung des Zuschusses zum Aufwandsersatz für 
Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr für den be-
rücksichtigungsfähigen Zeitraum mit dem als Anla-
ge 3a beigefügten Muster spätestens bis zum 
31 . März bei der Bewilligungsbehörde ein .

3 .1 .6  Die Anträge nach den Nummern 3 .1 .4 und 3 .1 .5 sind 
innerhalb der dort jeweils genannten Fristen an die 
Bewilligungsbehörde zu übersenden . Anträge, die 
nicht innerhalb dieser Fristen eingereicht worden 
sind, werden nicht berücksichtigt .

3 .1 .7  Die Anträge nach den Nummern 3 .1 .4 und 3 .1 .5 sind 
unter Angabe der Freiwilligen Feuerwehr, der Orts-
wehr, des Nach- und Vornamens, des Geburtsdatums, 
des Dienstgrades und der aktiven Dienstzeiten der 
oder des Feuerwehrangehörigen samt Nachweisen 
zum Beleg der aktiven ehrenamtlichen Dienstzeit zu 
stellen . § 30 des Brandenburgischen Datenschutz-
gesetzes gilt entsprechend .

3 .1 .8  Die Bewilligungsbehörde prüft die Vollständigkeit 
und Plausibilität der Anträge und entscheidet über 
die Gewährung des Zuschusses zum Aufwandsersatz 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

3 .1 .9  Die Bewilligungsbehörde zahlt die Summe des bewil-
ligten Zuschusses zum Aufwandsersatz für Angehö- 
rige der Freiwilligen Feuerwehr spätestens am 1 . Juni 
des jeweils auf den Bezugszeitraum gemäß Num-
mer 3 .1 .3 folgenden Jahres an das antragstellende 
Amt, die antragstellende amtsfreie Gemeinde, Ver-
bandsgemeinde oder die antragstellende kreisfreie 
Stadt aus; über die Auszahlung ergeht eine Mitteilung 
an den Landkreis der antragstellenden amtsfreien Ge-
meinde, Verbandsgemeinde oder des antragstellenden 
Amts . Der Zuschuss zum Aufwandsersatz soll bis 
zum 30 . Juni des jeweils auf den Bezugszeitraum ge-
mäß Nummer 3 .1 .3 folgenden Jahres an die Begüns-
tigte oder den Begünstigten ausgezahlt werden .

3 .1 .10  Die amtsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden, Äm-
ter und kreisfreien Städte zahlen nicht ausgezahlte 
Zuschüsse zum Aufwandsersatz an die Bewilligungs-
behörde zurück .

3 .1 .11  Für das Jahr 2019 gelten folgende Übergangsfristen: 
Bezugszeitraum ist das Kalenderjahr 2018 . Die Trä-
ger des örtlichen Brandschutzes und der örtlichen 
Hilfeleistung mit Ausnahme der kreisfreien Städte 
sollen die Anträge zur Gewährung des Zuschusses 
zum Aufwandsersatz für Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr für den berücksichtigungsfähigen Zeit-
raum mit dem als Anlage 3 beigefügten Muster bis 
zum 30 . Juni 2019 bei dem Landkreis einreichen . Die 
Landkreise sollen diese Anträge bis zum 31 . Juli 2019 
der Bewilligungsbehörde übersenden . Die kreisfrei-
en Städte sollen ihre Anträge mit dem als Anlage 3a 
beigefügten Muster bis zum 31 . Juli 2019 bei der Be-

willigungsbehörde einreichen . Die Bewilligungsbe-
hörde zahlt die Summe des bewilligten Zuschusses 
zum Aufwandsersatz für Angehörige der Freiwilli-
gen Feuerwehr an das antragstellende Amt, die an-
tragstellende amtsfreie Gemeinde, Verbandsgemein-
de oder die antragstellende kreisfreie Stadt aus; über 
die Auszahlung ergeht eine Mitteilung an den Land-
kreis der antragstellenden amtsfreien Gemeinde, Ver-
bandsgemeinde oder des antragstellenden Amts . Der 
Zuschuss zum Aufwandsersatz wird sodann an die 
Begünstigte oder den Begünstigten ausgezahlt . Die 
in dieser Nummer genannten Fristen sind keine Aus-
schlussfristen .

3 .2 Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche 
Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen des Ka-
tastrophenschutzes und des Technischen Hilfswerks

3 .2 .1  Ein Zuschuss zum Aufwandsersatz kann an ehren-
amtliche Mitwirkende in Einheiten und Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes und des Technischen 
Hilfswerks gewährt werden, die im jeweiligen Be-
zugsjahr in einer Einheit oder Einrichtung des Katas-
trophenschutzes oder des Technischen Hilfswerks in 
Brandenburg aktiven Dienst geleistet haben und de-
nen somit Aufwände (beispielsweise Fahrtkosten, 
Ausrüstung, Verpflegung etc.) entstanden sind. Die 
Aufwände müssen nicht im Einzelnen dargelegt wer-
den . Vielmehr sollen pauschal die im gesamten Be-
zugsjahr im Rahmen der geleisteten aktiven Dienst-
zeit entstandenen Aufwendungen mit der jährlichen 
Zahlung des Zuschusses zum Aufwandsersatz ausge-
glichen werden .

3 .2 .2  Maßgeblich für den Bezug des Zuschusses zum Auf-
wandsersatz ist eine aktive ehrenamtliche Dienstzeit . 
Die bloße Mitgliedschaft ohne aktive Dienstausübung 
ist nicht berücksichtigungsfähig, da hier keine rele-
vanten Aufwände entstehen können . Nummer 1 .1 .1 .5 
gilt mit der Maßgabe, dass die entsprechende ehren-
amtliche aktive Dienstzeit in einer Einheit oder Ein-
richtung des Katastrophenschutzes oder des Techni-
schen Hilfswerks in Brandenburg erbracht werden 
muss und dass als aktive Dienstzeit nur die Zeit frü-
hestens ab Vollendung des 16 . Lebensjahres bis zu 
der Altersgrenze, in der gemäß dem Brandenburgi-
schen Brand- und Katastrophenschutzgesetz in der 
jeweils geltenden Fassung bei Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehr der reguläre Eintritt in die Alters- 
und Ehrenabteilung erfolgt . 

3 .2 .3 Zu berücksichtigender Zeitraum für die Gewährung 
des Zuschusses zum Aufwandsersatz ist das Kalen-
derjahr . Ein Anspruch entsteht nur für das gesamte 
Kalenderjahr . Für die Berechnung der maßgeblichen 
aktiven Dienstzeit gilt Nummer 3 .1 .3 entsprechend .

3 .2 .4  Die unteren Katastrophenschutzbehörden können auf 
der Grundlage der Vorschläge der im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Hilfsorganisationen und des 
Technischen Hilfswerks (Nummer 3.2.5) oder eigen-
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initiativ Anträge zur Gewährung des Zuschusses zum 
Aufwandsersatz an ehrenamtliche Mitwirkende in 
Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschut-
zes stellen . Die unteren Katastrophenschutzbehörden 
sollen darauf hinwirken, dass die Angaben in den 
Vorschlägen der im Katastrophenschutz mitwirken-
den Hilfsorganisationen vollständig und insbesonde-
re die aktiven Dienstzeiten hinreichend belegt sind .

3.2.5  Die im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorga-
nisationen und das Technische Hilfswerk reichen bei 
der jeweils örtlich zuständigen unteren Katastrophen-
schutzbehörde spätestens bis zum 28 . Februar des je-
weils auf den Bezugszeitraum gemäß Nummer 3 .2 .3 
folgenden Jahres Vorschläge zur Gewährung des Zu-
schusses zum Aufwandsersatz ein . Die Vorschläge 
des Technischen Hilfswerks sind über die Regional-
stelle des Technischen Hilfswerks zu stellen. Dem 
Vorschlag sind die für die Antragstellung erforder- 
lichen Daten beizufügen und insbesondere die akti-
ven Dienstzeiten entsprechend zu belegen . § 30 des 
Brandenburgischen Datenschutzgesetzes gilt entspre-
chend. Hierbei sind als Vorlagen die als Anlagen 3b 
und 3c beigefügten Muster zu verwenden .

3 .2 .6  Die Anträge nach Nummer 3 .2 .4 sind spätestens bis 
zum 31 . März des jeweils auf den Bezugszeitraum 
gemäß Nummer 3 .2 .3 folgenden Jahres an die Bewil-
ligungsbehörde zu übersenden . Anträge, die nicht in- 
nerhalb dieser Fristen eingereicht worden sind, wer-
den nicht berücksichtigt .

3 .2 .7  Die Anträge nach Nummer 3 .2 .4 sind unter Angabe 
der Einheit oder Einrichtung des Katastrophenschut-
zes oder des Technischen Hilfswerks, in der die ak- 
tive, ehrenamtliche Dienstzeit erbracht wurde, des 
Nach- und Vornamens, des Geburtsdatums des ehren-
amtlichen Mitwirkenden samt Nachweisen zum Be-
leg der aktiven ehrenamtlichen Dienstzeit zu stellen . 
§ 30 des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 
gilt entsprechend . Es sind die als Anlagen 3b und 3c 
beigefügten Muster zu verwenden .

3 .2 .8  Die Bewilligungsbehörde prüft die Vollständigkeit 
und Plausibilität der Anträge und entscheidet über 
die Gewährung des Zuschusses zum Aufwandsersatz 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

3 .2 .9  Die Bewilligungsbehörde zahlt die Summe der be-
willigten Zuschüsse zum Aufwandsersatz für ehren-
amtliche Mitwirkende in Einheiten und Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes und des Technischen 
Hilfswerks spätestens am 1. Juni des jeweils auf den 
Bezugszeitraum gemäß Nummer 3 .2 .3 folgenden Jah- 
res an die antragstellende kreisfreie Stadt oder den 
antragstellenden Landkreis aus . Der Zuschuss zum 
Aufwandsersatz soll bis zum 30 . Juni des jeweils auf 
den Bezugszeitraum gemäß Nummer 3 .2 .3 folgen-
den Jahres an die Begünstigte oder den Begünstigten 
ausgezahlt werden .

3 .2 .10  Die kreisfreien Städte und Landkreise zahlen nicht 
ausgezahlte Zuschüsse zum Aufwandsersatz an die 
Bewilligungsbehörde zurück .

3 .2 .11  Für das Jahr 2019 gelten folgende Übergangsfristen: 
Berechnungszeitraum ist das Kalenderjahr 2018 . Die 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorgani- 
sationen und das Technische Hilfswerk sollen bei der 
jeweils örtlich zuständigen unteren Katastrophen-
schutzbehörde bis zum 30 . Juni 2019 Vorschläge zur 
Gewährung des Zuschusses zum Aufwandsersatz 
einreichen. Hierbei sind als Vorlagen die als Anla-
gen 3b und 3c beigefügten Muster zu verwenden . Die 
unteren Katastrophenschutzbehörden sollen die An-
träge zur Gewährung des Zuschusses zum Aufwands- 
ersatz mit den als Anlagen 3b und 3c beigefügten 
Mustern spätestens bis zum 31 . Juli 2019 bei der  
Bewilligungsbehörde einreichen . Die Bewilligungs- 
behörde zahlt die Summe des bewilligten Zuschusses 
zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche Mitwirkende 
in Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes und des Technischen Hilfswerks an die an-
tragstellende kreisfreie Stadt oder den antragstellen-
den Landkreis aus . Der Zuschuss zum Aufwandsersatz 
wird sodann an die Begünstigte oder den Begünstig-
ten ausgezahlt . Die in dieser Nummer genannten 
Fristen sind keine Ausschlussfristen .

4 Verfahrensregelungen zu Ehrenzeichen zur Wür-
digung von Verdiensten auf dem Gebiet des 
Brand- und Katastrophenschutzes (§§ 15 bis 23 
des Prämien- und Ehrenzeichengesetzes)

4 .1  Ehrenzeichen zur Würdigung von Verdiensten auf 
dem Gebiet des Brandschutzes

4 .1 .1  Voraussetzungen für die Verleihung von Ehrenzei-
chen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet 
des Brandschutzes

4 .1 .1 .1  Ehrenzeichen im Brandschutz in Silber am Bande, in 
Gold am Bande und als Sonderstufe in Gold als 
Steckkreuz werden an Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr, der Berufs-, Betriebs- und Werkfeuer-
wehren verliehen . Darüber hinaus kann das Ehren-
zeichen im Brandschutz als Sonderstufe in Gold als 
Steckkreuz auch an andere Personen verliehen wer-
den . 

4 .1 .1 .2  Ein Ehrenzeichen im Brandschutz in Silber am Ban-
de kann erhalten, wer einer Feuerwehr angehört und 
besondere Leistungen auf dem Gebiet des Feuer-
wehrwesens erbracht hat . Besondere Leistungen lie-
gen im Allgemeinen dann vor, wenn über einen Zeit-
raum von mindestens zehn Jahren hinweg Leistungen 
erbracht worden sind, die erheblich über die regel-
mäßige Tätigkeit und die übliche Pflichterfüllung im 
Brandschutz hinausgehen .

4 .1 .1 .3  Ein Ehrenzeichen im Brandschutz in Gold am Bande 
kann erhalten, wer einer Feuerwehr angehört und sich 
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im Feuerwehreinsatz besonders mutig und entschlos-
sen verhalten hat . Ein solches Verhalten ist in der Re-
gel dann anzunehmen, wenn eine in Not geratene 
Person durch eine Feuerwehrangehörige oder einen 
Feuerwehrangehörigen unter Einsatz ihres oder sei-
nes Lebens gerettet wurde oder Schaden von erheb- 
lichen Sachwerten abgewendet werden konnte .

4 .1 .1 .4  Ein Ehrenzeichen im Brandschutz als Sonderstufe in 
Gold als Steckkreuz kann erhalten, wer einer Feuer-
wehr angehört und sich in der Regel zusätzlich zu 
den besonderen Leistungen für das Ehrenzeichen im 
Brandschutz in Silber am Bande über mindestens 
weitere zehn Jahre hinweg in hervorragender Weise 
um das Feuerwehrwesen verdient gemacht und einen 
entscheidenden Anteil an der landesweiten Entwick-
lung und Festigung des Brandschutzes hat . Die Ver-
leihung des Ehrenzeichens im Brandschutz als Son-
derstufe in Gold als Steckkreuz setzt grundsätzlich 
eine vorherige Auszeichnung mit dem Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Silber am Bande voraus .

4 .1 .1 .5  Eine Person, die keiner Feuerwehr angehört, kann 
ein Ehrenzeichen im Brandschutz als Sonderstufe in 
Gold am Steckkreuz erhalten, wenn sie sich durch ihr 
persönliches Engagement über ihre reguläre Tätig-
keit hinaus über mindestens zehn Jahre hinweg in 
hervorragender Weise um das Feuerwehrwesen ver-
dient gemacht und einen entscheidenden Anteil an 
der landesweiten Entwicklung und Festigung des 
Brandschutzes hat .

4 .1 .2  Antrags- und Bewilligungsverfahren für das Ehren-
zeichen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Ge-
biet des Brandschutzes

4 .1 .2 .1  Ehrenzeichen im Brandschutz in Silber am Bande 
und als Sonderstufe in Gold als Steckkreuz

4 .1 .2 .1 .1  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Silber am Bande und als Sonder-
stufe in Gold als Steckkreuz an Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr und der Berufsfeuerwehren sind 
von den Trägern des örtlichen Brandschutzes und der 
örtlichen Hilfeleistung unter Beteiligung des Kreis-
brandmeisters oder der Kreisbrandmeisterin über den 
Landkreis bei dem für Brand- und Katastrophenschutz 
zuständigen Mitglied der Landesregierung einzurei-
chen . Das als Anlage 4 beigefügte Muster ist zu ver-
wenden . Die kreisfreien Städte als Träger des ört- 
lichen Brandschutzes und der örtlichen Hilfeleistung 
reichen ihre Vorschläge bei dem für Brand- und Ka-
tastrophenschutz zuständigen Mitglied der Landes- 
regierung ein . Das als Anlage 4a beigefügte Muster 
ist zu verwenden .

4 .1 .2 .1 .2  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Silber am Bande und als Sonder-
stufe in Gold als Steckkreuz an Angehörige von Be-
triebs- und Werkfeuerwehren sind von der Leiterin 
oder dem Leiter der Feuerwehr unter Beteiligung der 

Geschäftsleitung oder der Geschäftsführung bei dem 
für Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Mit-
glied der Landesregierung einzureichen . Das als An-
lage 5 beigefügte Muster ist zu verwenden . 

4 .1 .2 .1 .3 Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz als Sonderstufe in Gold als Steck-
kreuz an andere Personen können von jeder natür- 
lichen Person, den Trägern des örtlichen Brandschut-
zes und der örtlichen Hilfeleistung außer den kreis- 
freien Städten unter Beteiligung des Kreisbrandmeis-
ters oder der Kreisbrandmeisterin über den Landkreis 
mit dem als Anlage 6 beigefügten Muster, von den 
kreisfreien Städten unter Beteiligung des Kreisbrand-
meisters oder der Kreisbrandmeisterin mit dem als 
Anlage 6a beigefügten Muster bei dem für Brand- 
und Katastrophenschutz zuständigen Mitglied der 
Landesregierung eingereicht werden . 

4 .1 .2 .1 .4  In der Begründung ist darzulegen, warum die Voraus- 
setzungen für das jeweilige Ehrenzeichen im Brand-
schutz erfüllt sind (siehe Nummer 4 .1 .1 dieser Vor-
schrift) .

4 .1 .2 .2  Ehrenzeichen im Brandschutz in Gold am Bande

4 .1 .2 .2 .1  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Gold am Bande an Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr können von jeder natür- 
lichen Person, den Trägern des örtlichen Brandschut-
zes und der örtlichen Hilfeleistung unter Beteiligung 
des Kreisbrandmeisters oder der Kreisbrandmeiste-
rin über den Landkreis mit dem als Anlage 4 beige-
fügten Muster oder von den kreisfreien Städten unter 
Beteiligung des Kreisbrandmeisters oder der Kreis-
brandmeisterin mit dem als Anlage 4a beigefügten 
Muster ereignisbezogen innerhalb eines Jahres nach 
erfolgtem Einsatz bei dem für Brand- und Katastro-
phenschutz zuständigen Mitglied der Landesregie-
rung eingereicht werden .

4 .1 .2 .2 .2  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Gold am Bande an Angehörige der 
Berufsfeuerwehren können von jeder natürlichen 
Person oder den Trägern des örtlichen Brandschutzes 
und der örtlichen Hilfeleistung ereignisbezogen in-
nerhalb eines Jahres nach erfolgtem Einsatz bei dem 
für Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Mit-
glied der Landesregierung eingereicht werden . Dies 
gilt auch für eine Verleihung posthum . Die als Anla-
gen 4 und 4a beigefügten Muster sind zu verwenden .

4 .1 .2 .2 .3  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Brandschutz in Gold am Bande an Angehörige der 
Betriebs- oder Werkfeuerwehr können von jeder na-
türlichen Person, der Leiterin oder dem Leiter der 
Feuerwehr unter Beteiligung der Geschäftsleitung 
oder der Geschäftsführung der Betriebs- oder Werk-
feuerwehr ereignisbezogen innerhalb eines Jahres nach 
erfolgtem Einsatz bei dem für Brand- und Katastro-
phenschutz zuständigen Mitglied der Landesregie-
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rung eingereicht werden . Dies gilt auch für eine Ver-
leihung posthum . Das als Anlage 5 beigefügte Muster 
ist zu verwenden . 

4 .1 .2 .2 .4  In der Begründung eines Auszeichnungsvorschlages 
für das Ehrenzeichen im Brandschutz in Gold am 
Bande ist das Ereignis und das besonders mutige und 
entschlossene Verhalten der vorgeschlagenen Person 
ausführlich darzulegen . 

4 .1 .2 .3  Ermessensausübung

4 .1 .2 .3 .1  Das für Brand- und Katastrophenschutz zuständige 
Mitglied der Landesregierung entscheidet über die 
Verleihung eines Ehrenzeichens im Brandschutz nach 
pflichtgemäßem Ermessen.

4 .1 .2 .3 .2  Ein Ehrenzeichen im Brandschutz soll nur an Perso-
nen verliehen werden, die dieser Auszeichnung wür-
dig sind . Dabei werden die Gesamtumstände des Ein-
zelfalls zu der auszuzeichnenden Person betrachtet . 
Bei der Auszeichnung mit einem Ehrenzeichen wird 
ein strenger Maßstab angelegt, damit der Stellenwert 
und die Bedeutung dieser Auszeichnung erhalten 
bleiben .

4 .1 .2 .3 .3  Ein Ehrenzeichen im Brandschutz wird nicht an Perso-
nen verliehen, die rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr, zu einer Maßregel der Besse-
rung und Sicherung oder zu einer Nebenfolge nach 
§ 45 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind . 

4 .1 .2 .3 .4  Um der Bedeutung und dem besonderen Charakter 
des Ehrenzeichens im Brandschutz in Silber am Ban-
de und als Sonderstufe in Gold als Steckkreuz Rech-
nung zu tragen, sollen jährlich höchstens 40 Ehren-
zeichen in Silber am Bande und sechs Ehrenzeichen 
der Sonderstufe in Gold als Steckkreuz verliehen 
werden . Dabei wird eine angemessene Verteilung auf 
alle Landkreise und kreisfreien Städte angestrebt .

4 .1 .2 .3 .5  An Angehörige der Betriebs- und Werkfeuerwehren 
können jährlich insgesamt zwei Ehrenzeichen im 
Brandschutz in Silber am Bande und der Sonderstufe 
in Gold verliehen werden .

4 .2  Ehrenzeichen zur Würdigung von Verdiensten auf 
dem Gebiet des Katastrophenschutzes

4 .2 .1  Voraussetzungen für die Verleihung von Ehrenzei-
chen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes

4 .2 .1 .1  Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Silber am 
Bande, in Gold am Bande und als Sonderstufe in 
Gold als Steckkreuz werden an Mitwirkende in Ein-
heiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
verliehen . Darüber hinaus kann das Ehrenzeichen im 
Katastrophenschutz als Sonderstufe in Gold als Steck-
kreuz auch an andere Personen verliehen werden .

4 .2 .1 .2  Ein Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Silber 
am Bande erhält, wer in Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes mitwirkt und besondere 
Leistungen auf dem Gebiet des Katastrophenschut-
zes erbracht hat . Besondere Leistungen liegen im 
Allgemeinen dann vor, wenn über einen Zeitraum 
von mindestens zehn Jahren hinweg Leistungen er-
bracht worden sind, die erheblich über die regelmäßi-
ge Tätigkeit und die übliche Pflichterfüllung im Ka-
tastrophenschutz hinausgehen . 

4 .2 .1 .3  Ein Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Gold am 
Bande erhält, wer in Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes mitwirkt und sich im Einsatz-
fall besonders mutig und entschlossen verhalten hat . 
Ein solches Verhalten ist in der Regel dann anzuneh-
men, wenn eine in Not geratene Person durch eine 
Mitwirkende oder einen Mitwirkenden in Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes unter 
Einsatz ihres oder seines Lebens gerettet wurde oder 
Schaden von erheblichen Sachwerten abgewendet 
werden konnte .

4 .2 .1 .4  Ein Ehrenzeichen im Katastrophenschutz als Sonder-
stufe in Gold als Steckkreuz erhält, wer in Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes mitwirkt 
und sich in der Regel zusätzlich zu den besonderen 
Leistungen für das Ehrenzeichen im Katastrophen-
schutz in Silber am Bande über mindestens weitere 
zehn Jahre hinweg in hervorragender Weise um den 
Katastrophenschutz verdient gemacht hat . Die Verlei-
hung des Ehrenzeichens im Katastrophenschutz der 
Sonderstufe in Gold an Mitwirkende in Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes setzt grund-
sätzlich eine vorherige Auszeichnung mit dem Eh-
renzeichen im Katastrophenschutz in Silber am Ban-
de voraus .

4 .2 .1 .5  Eine Person, die nicht in Einheiten und Einrichtun-
gen des Katastrophenschutzes mitwirkt, erhält ein Eh-
renzeichen im Katastrophenschutz als Sonderstufe in 
Gold als Steckkreuz, wenn sie sich durch ihr persön-
liches Engagement über ihre reguläre Tätigkeit hi- 
naus über mindestens zehn Jahre hinweg in hervorra-
gender Weise um den Katastrophenschutz verdient 
gemacht oder einen entscheidenden Anteil an der 
landesweiten Entwicklung und Festigung des Katas-
trophenschutzes hat .

4 .2 .2  Antrags- und Bewilligungsverfahren für das Ehren-
zeichen zur Würdigung von Verdiensten auf dem Ge-
biet des Katastrophenschutzes

4 .2 .2 .1  Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Silber am 
Bande und als Sonderstufe in Gold als Steckkreuz

4 .2 .2 .1 .1  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Katastrophenschutz in Silber am Bande und der 
Sonderstufe in Gold an Mitwirkende in Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sind 
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von der jeweils mitwirkenden Organisation unter Be-
teiligung der zuständigen unteren Katastrophenschutz-
behörde oder von der unteren Katastrophenschutz- 
behörde bei dem für Brand- und Katastrophenschutz 
zuständigen Mitglied der Landesregierung einzurei-
chen . Das als Anlage 7 beigefügte Muster ist zu ver-
wenden . 

4 .2 .2 .1 .2  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Katastrophenschutz der Sonderstufe in Gold an 
andere Personen können von jeder natürlichen Per-
son, jeder mitwirkenden Organisation unter Beteili-
gung der zuständigen unteren Katastrophenschutz- 
behörde oder der unteren Katastrophenschutzbehör-
de bei dem für Brand- und Katastrophenschutz zu-
ständigen Mitglied der Landesregierung eingereicht 
werden . Das als Anlage 8 beigefügte Muster ist zu 
verwenden .  

4 .2 .2 .2  Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Gold am 
Bande

4 .2 .2 .2 .1  Die Vorschläge für die Verleihung von Ehrenzeichen 
im Katastrophenschutz in Gold am Bande an Mitwir-
kende in Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes können von jeder natürlichen Person, 
jeder mitwirkenden Organisation unter Beteiligung 
der zuständigen unteren Katastrophenschutzbehörde 
oder der unteren Katastrophenschutzbehörde ereig-
nisbezogen innerhalb eines Jahres nach erfolgtem 
Einsatz bei dem für Brand- und Katastrophenschutz 
zuständigen Mitglied der Landesregierung eingereicht 
werden . Dies gilt auch für eine Verleihung posthum . 
Das als Anlage 7 beigefügte Muster ist zu verwen-
den .

4 .2 .2 .2 .2  In der Begründung eines Auszeichnungsvorschlages 
für das Ehrenzeichen im Katastrophenschutz in Gold 
am Bande ist das Ereignis und das besonders mutige 
und entschlossene Verhalten der vorgeschlagenen Per-
son ausführlich darzulegen .

4 .2 .2 .3  Ermessensausübung

4 .2 .2 .3 .1  Das für Brand- und Katastrophenschutz zuständige 
Mitglied der Landesregierung entscheidet über die 
Verleihung eines Ehrenzeichens im Katastrophen-
schutz nach pflichtgemäßem Ermessen.

4 .2 .2 .3 .2  Ein Ehrenzeichen im Katastrophenschutz soll nur an 
Personen verliehen werden, die dieser Auszeichnung 
würdig sind . Dabei werden die Gesamtumstände des 
Einzelfalls zu der auszuzeichnenden Person betrach-
tet . Bei der Auszeichnung mit einem Ehrenzeichen 
wird ein strenger Maßstab angelegt, damit der Stel-
lenwert und die Bedeutung dieser Auszeichnung er-
halten bleiben .

4 .2 .2 .3 .3  Ein Ehrenzeichen im Katastrophenschutz wird nicht 
an Personen verliehen, die rechtskräftig zu einer Frei-
heitsstrafe von mehr als einem Jahr, zu einer Maß- 

regel der Besserung und Sicherung oder zu einer Ne-
benfolge nach § 45 des Strafgesetzbuches verurteilt 
worden sind . 

4 .2 .2 .3 .4  Um der Bedeutung und dem besonderen Charakter 
des Ehrenzeichens im Katastrophenschutz in Silber 
am Bande und der Sonderstufe in Gold Rechnung zu 
tragen, sollen jährlich höchstens 20 Ehrenzeichen in 
Silber am Bande und drei Ehrenzeichen als Sonder-
stufe in Gold als Steckkreuz verliehen werden . Dabei 
wird eine angemessene Verteilung auf alle Landkrei-
se und kreisfreien Städte angestrebt .

4 .3 Verleihung des Ehrenzeichens im Brand- oder Katas-
trophenschutz

4 .3 .1  Über die Verleihung des Ehrenzeichens im Brand- 
oder Katastrophenschutz wird eine Urkunde mit dem 
Wappen des Landes Brandenburg ausgestellt, die den 
dem Stiftungszweck entsprechenden Auszeichnungs-
anlass benennt, ein Prägesiegel und die Unterschrift 
des für Brand- und Katastrophenschutz zuständigen 
Mitglieds der Landesregierung trägt .

4 .3 .2  Das für Brand- und Katastrophenschutz zuständige 
Mitglied der Landesregierung händigt das Ehrenzei-
chen im Brand- oder Katastrophenschutz einschließ-
lich der dazu gehörenden Urkunde der ausgezeichne-
ten Person persönlich aus . Im Einzelfall kann das für 
Brand- und Katastrophenschutz zuständige Mitglied 
der Landesregierung eine andere Person (zum Bei-
spiel den Landesbranddirektor/die Landesbranddirek- 
torin, dessen oder deren Stellvertreter oder Stellver-
treterin oder den Landrat/die Landrätin oder den 
Oberbürgermeister/die Oberbürgermeisterin) mit der 
Aushändigung beauftragen . 

4 .3 .3  Das Ehrenzeichen im Brand- oder Katastrophenschutz 
sowie die dazu gehörende Urkunde gehen in das  
Eigentum der ausgezeichneten Person über und ver-
bleiben nach dem Tod der ausgezeichneten Person im 
Besitz der Hinterbliebenen.

4 .4  Entziehung des Ehrenzeichens im Brand- oder Katas- 
trophenschutz

 Erweist sich die mit einem Ehrenzeichen im Brand- 
und Katastrophenschutz ausgezeichnete Person durch 
ihr späteres Verhalten, insbesondere durch eine ent-
ehrende Straftat, der Auszeichnung unwürdig oder 
wird ein solches Verhalten nachträglich bekannt, 
kann das für Brand- und Katastrophenschutz zustän-
dige Mitglied der Landesregierung das Ehrenzeichen 
entziehen . Vor der Entziehung ist der betroffenen 
Person Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben . Die 
betroffene Person kann eine Person ihres Vertrauens 
hinzuziehen . Es soll grundsätzlich nur die höchste 
Auszeichnung entzogen werden . Wird das Ehrenzei-
chen entzogen, ist das Ehrenzeichen, die Bandschnal-
le und die Verleihungsurkunde an das für Brand- und 
Katastrophenschutz zuständige Mitglied der Landes-
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regierung zurückzugeben . Die vorschlags- und an-
tragsberechtigten Stellen sind von dem für Brand- und 
Katastrophenschutz zuständigen Mitglied der Landes-
regierung über die Entziehung zu unterrichten .

5 Gemeinsame Verfahrensvorschriften

5 .1  Die Bewilligungsbehörde kann in die Auswahl neben 
den durch Antrag vorgeschlagenen Personen weitere 
verdienstvolle Feuerwehrangehörige oder Mitwir-
kende in Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes sowie andere Personen einbeziehen, 
wenn sie die Voraussetzungen erfüllen .

5 .2  Ein Ersatzstück eines Ehrenzeichens im Brand- oder 
Katastrophenschutz oder einer Medaille für Treue 
Dienste in der Freiwilligen Feuerwehr der jeweiligen 
Stufe kann im Einzelfall schriftlich mit kurzer Be-
gründung bei der Bewilligungsbehörde beantragt wer-
den .

6 Inkrafttreten

 Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 
1 . Januar 2019 in Kraft .

Anlagen

Anlage 1: 

Antrag zur Verleihung einer Medaille für Treue Dienste für eh-
renamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr ohne/mit 
gleichzeitige/r Gewährung einer Jubiläumsprämie (über Land-
kreis)

Anlage 1a: 

Antrag zur Verleihung einer Medaille für Treue Dienste für eh-
renamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr ohne/mit 
gleichzeitige/r Gewährung einer Jubiläumsprämie (kreisfreie 
Stadt)

Anlage 1b: 

Antrag zur Gewährung einer Jubiläumsprämie für ehrenamtli-
che Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes mit/ohne Vorschlag durch Hilfsorganisation

Anlage 1c: 

Antrag zur Gewährung einer Jubiläumsprämie für ehrenamtli-
che Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen des Techni-
schen Hilfswerks mit/ohne Vorschlag durch Einheit des THW 

Anlagen 2 und 2a: 

Zusammenfassung der Einzelanträge zur Verleihung einer Me-
daille für Treue Dienste für ehrenamtliche Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehr ohne/mit gleichzeitige/r Gewährung einer 
Jubiläumsprämie

Anlagen 2b und 2c: 

Zusammenfassung der Einzelanträge zur Gewährung einer Ju-
biläumsprämie für ehrenamtliche Mitwirkende in Einheiten 

und Einrichtungen des Katastrophenschutzes und des Techni-
schen Hilfswerks

Anlage 3: 

Antrag Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr für das Kalenderjahr (über 
Landkreis)

Anlage 3a: 

Antrag Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr für das Kalenderjahr (kreis-
freie Stadt)

Anlage 3b: 

Antrag Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche Mit-
wirkende in Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes mit/ohne Vorschlag durch Hilfsorganisation für das 
Kalenderjahr 

Anlage 3c: 

Antrag Zuschuss zum Aufwandsersatz für ehrenamtliche Mit-
wirkende in Einheiten und Einrichtungen des Technischen Hilfs-
werks mit/ohne Vorschlag einer im Katastrophenschutz mitwir-
kenden Einheit des THW für das Kalenderjahr

Anlage 4: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Brandschutzes FF/BF 
(über Landkreis)

Anlage 4a: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Brandschutzes FF/BF 
(kreisfreie Stadt)

Anlage 5: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Brandschutzes BF/WF

Anlage 6: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Brandschutzes an eine na-
türliche Person (über Landkreis)

Anlage 6a: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Brandschutzes an eine na-
türliche Person (kreisfreie Stadt)

Anlage 7: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes an 
Mitwirkende in Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes

Anlage 8: 

Vorschlag für die Verleihung von Ehrenzeichen zur Würdigung 
von Verdiensten auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes an 
eine natürliche Person
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Richtlinie des Ministeriums des Innern 
und für Kommunales 

zur Förderung der Nachwuchsgewinnung 
im Brand- und Katastrophenschutz und 

der Brandschutzerziehung im Land Brandenburg
(BKS-Nachwuchsgewinnungsrichtlinie)

Vom 7 . Juni 2019

Auf Grund des § 44 Absatz 4 und des § 46 des Brandenburgi-
schen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (BbgBKG) er-
lässt das Ministerium des Innern und für Kommunales folgende 
Richtlinie: 

1 Ziel der Zuwendungsgewährung 

1 .1 Ziel der Zuwendungsgewährung ist der Ausbau, der Erhalt 
und die Förderung der Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen in den freiwilligen Feuerwehren und den im Katastro-
phenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen.

1 .2 Im Mittelpunkt der Maßnahmen steht die Gewinnung neuer 
Mitglieder der Jugendfeuerwehren und der Jugendorgani-
sationen der Hilfsorganisationen für die Mitwirkung im Ka-
tastrophenschutz sowie die langfristige Sicherung beste-
hender Mitgliedschaften . Dazu dient auch die attraktive 
und sichere Ausstattung der bestehenden Jugendfeuerweh-
ren und Jugendorganisationen der im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Hilfsorganisationen. Dies ist gleichzeitig ein 
Beitrag zur Förderung des Ehrenamtes und in Konsequenz 
der Nachwuchsgewinnung für die Feuerwehren in kommu-
naler Trägerschaft und der im Katastrophenschutz mitwir-
kenden Hilfsorganisationen. Die Verbesserung der mate- 
riellen Grundlagen der Brandschutzerziehung und weiterer 
schulischer Projekte bei den Antragsberechtigten wird un-
terstützt .

2 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

2 .1 Das Land gewährt den Trägern des örtlichen Brandschutzes 
und der örtlichen Hilfeleistung, den Landkreisen, Kreis- 
feuerwehrverbänden/Stadtfeuerwehrverbänden, den Kreis-
verbänden sowie den Landesverbänden der im Katastro-
phenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen sowie weite- 
ren sich dem Ziel dieser Richtlinie widmenden gemein- 
nützigen Vereinen Zuwendungen . Die Umsetzung dieser 
Richtlinie erfolgt nach den §§ 23 und 44 der Landeshaus-
haltsordnung und den hierzu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften in der jeweils geltenden Fassung .

2 .2 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht . Die Bewilligungsbehörde entscheidet über die 
Gewährung der Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen und 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

3 Gegenstand der Zuwendungsgewährung 

3 .1 Die inhaltliche Bestimmung des Gegenstandes der Zuwen-
dungsgewährung wird maßgeblich durch das Ziel zur Ge-
winnung neuer Mitglieder, der verbesserten Ausgestaltung 

bestehender Mitgliedschaften in den Jugendfeuerwehren 
und der Jugendarbeit der Hilfsorganisationen, der weiteren 
Umsetzung eines gesamtheitlichen Ansatzes in der Arbeit 
mit den Kindern und Jugendlichen im Nachwuchsbereich 
der Feuerwehren sowie der im Katastrophenschutz mitwir-
kenden Hilfsorganisationen und einer verbesserten mate- 
riellen Basis für die Brandschutzerziehung sowie der Erste-
Hilfe-Ausbildung bestimmt.

3 .2 Demzufolge werden folgende Maßnahmen gefördert:

a) Kampagnen der Nachwuchsgewinnung und diesbezüg-
liche Veranstaltungen zur Förderung des Miteinanders 
in der Jugendarbeit der Kreisfeuerwehrverbände sowie 
in den Jugendorganisationen der im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Hilfsorganisationen,

b) Ausgaben zur Verbesserung der materiellen Basis der 
Arbeit in den Jugendfeuerwehren oder Jugendorganisa-
tionen einer im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfs-
organisation, 

c) Schutzbekleidung für jedes nachgewiesene aktive Mit-
glied in einer Jugendfeuerwehr oder Jugendorganisa- 
tion einer im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfs-
organisation, 

d) Fahrzeugförderung bei der Beschaffung von Transport-
fahrzeugen zur Personenbeförderung für die Jugend-
feuerwehren oder Jugendorganisationen einer im Katas- 
trophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisation,

e) Materialien der Brandschutzerziehung (ein komplettes 
Set pro aktivem Brandschutzerzieher, Teilbeschaffun-
gen sind möglich),

f) Sachkosten für weitere Aktivitäten der oben genannten 
Antragsberechtigten an Schulen, wie zum Beispiel Pro-
jektwochen, „Blaulicht-Tage“ und auf den Bevölke-
rungsschutz orientierte Wahlpflichtfächer,

g) Materialien der Erste-Hilfe-Ausbildung und der Aus-
bildung von Jugendlichen im Bereich Rettungsschwim-
men .

4 Zuwendungsempfänger

4 .1 Zuwendungsempfänger sind die Träger des örtlichen Brand-
schutzes und der örtlichen Hilfeleistung gemäß § 2 Absatz 1 
des Brandenburgischen Brand- und Katastrophenschutz- 
gesetzes, die Landkreise, die Kreis- beziehungsweise Stadt-
feuerwehrverbände sowie die Kreisverbände und die Lan-
desverbände der im Katastrophenschutz mitwirkenden 
Hilfsorganisationen sowie weitere sich dem Ziel dieser 
Richtlinie widmende gemeinnützige Vereine gemäß dieser 
Richtlinie .

4 .2 Davon abweichend sind für die in Nummer 3 .2 Buchstabe a 
genannten Maßnahmen nur die Kreis- beziehungsweise 
Stadtfeuerwehrverbände und die Landesverbände der im 
Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen an-
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tragsberechtigt . Für die in Nummer 3 .2 Buchstabe e ge-
nannten Maßnahmen sind nur die Kreis- beziehungsweise 
Stadtfeuerwehrverbände antragsberechtigt .

5 Zuwendungsvoraussetzungen

5 .1 Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen 
gemäß Nummer 1 der Verwaltungsvorschriften für Zuwen-
dungen an Gemeinden zu § 44 der Landeshaushaltsordnung 
beziehungsweise gemäß Nummer 1 der Verwaltungsvor-
schriften für Zuwendungen an den außergemeindlichen Be-
reich sind anzuwenden und vom Zuwendungsempfänger 
bei der Antragstellung nachzuweisen . 

5 .2 Der Antragsteller hat grundsätzlich einen angemessenen 
Eigenanteil gemäß Nummer 6 zur Finanzierung der zu för-
dernden Maßnahme zu leisten und nachzuweisen . Die Aus-
gaben sind nur insoweit zuwendungsfähig, als diese unter 
Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit vom Antragsteller im Finanzierungsplan veran-
schlagt worden sind .

5 .3 Die mit der Zuwendungsgewährung verbundenen Folge-
kosten sind durch den Zuwendungsempfänger zu tragen . 
Bei den Zuschüssen für Beschaffungen im Investitionsbe-
reich muss der Zuwendungsempfänger auch in finanzieller 
Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße Verwen-
dung und Unterhaltung, Versicherung, Wartung und Repa-
ratur der Technik bieten . 

6 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

6 .1 Die Zuwendung wird im Rahmen der Projektförderung als 
nicht rückzahlbare Zuweisung gewährt . Die Gewährung 
der Zuwendung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung der 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben .

6 .2 Die Zuwendungsquote wird für die unter Nummer 3 .2 
Buchstabe a und d genannten Maßnahmen auf maximal 
60 Prozent festgelegt . Für die unter Nummer 3 .2 Buchsta-
be b, c, e, f und g genannten Maßnahmen wird die Zuwen-
dungsquote auf maximal 80 Prozent festgelegt .

6 .3 Für die Förderung der Schutzkleidung (Nummer 3 .2 Buch-
stabe c) wird für jedes nachgewiesene aktive Mitglied in 
einer Jugendfeuerwehr und Jugendorganisation eines Kreis-
verbandes einer im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfs-
organisation ein Förderbetrag von maximal 100 Euro fest-
gelegt .

6 .4 Eine Förderung von Fahrzeugen (Nummer 3 .2 Buchsta-
be d) erfolgt nur für Träger des Brandschutzes oder Kreis-
verbände der im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfs- 
organisationen mit einer mindestens nachgewiesenen Stär-
ke der Jugendfeuerwehr/Jugendgruppe von 20 Angehöri-
gen für ein Transportfahrzeug . Pro Landkreis und Jahr kann 
grundsätzlich maximal eine Förderung von insgesamt 
15 000 Euro erfolgen . In begründeten Einzelfällen kann die 
Bewilligungsbehörde darüber hinaus weitere gleichartige 
Förderungen bewilligen, wenn damit eine erhebliche Be-

nachteiligung einzelner Jugendfeuerwehren oder -organi- 
sationen vermieden werden kann .

7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7 .1 Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung an Gemeinden (ANBest-G) 
gemäß Nummer 5 .1 VVG zu § 44 der Landeshaushaltsord-
nung beziehungsweise die Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 
gemäß Nummer 5 .1 VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung .

7.2 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die mit der Zu-
wendungsgewährung beschaffte Ausstattung für eine vom 
Zuwendungsgeber im Zuwendungsbescheid festzulegende 
Zweckbindungsfrist zu verwenden . Ausnahmen können von 
der Bewilligungsbehörde auf Antrag des Zuwendungsemp-
fängers genehmigt werden .

8 Verfahren

8 .1 Bewilligungsbehörde ist das Ministerium des Innern und 
für Kommunales des Landes Brandenburg . Es kann diese 
Aufgabe auf eine nachgeordnete Behörde oder Einrichtung 
übertragen .

8 .2 Die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind bei der 
Bewilligungsbehörde bis spätestens zum 1 . April eines Kalen-
derjahres schriftlich einzureichen . Der Antrag auf Gewährung 
einer Zuwendung ist unter Verwendung des Grundmusters 1 
zu Nummer 3.1 VVG zu § 44 LHO (Zuwendungsantrag) be-
ziehungsweise gemäß Nummer 3.1 VV zu § 44 LHO zu stel-
len . Abweichend hiervon sind Anträge für das Kalenderjahr 
2019 möglichst bis zum 1 . September 2019 zu stellen .

8 .3 Für die Förderung von Fahrzeugen (Nummer 3 .2 Buchsta-
be d) ist mit dem Antrag eine Stellungnahme des Landkrei-
ses beizufügen . In der Stellungnahme ist unter anderem auf 
eine Prioritätensetzung bei mehreren Anträgen in Bezug auf 
die Einhaltung der maximalen Fördersumme pro Landkreis 
einzugehen (siehe Nummer 6 .4) .

8 .4 Die Auszahlung der Zuwendungen ist bei der Bewilli-
gungsbehörde abzufordern . 

8 .5 Bei der Förderung von Schutzbekleidung (Nummer 3 .2 
Buchstabe c) ist mit der Übersendung der Mittelanforde-
rung zur Auszahlung der Zuwendung eine Kopie der Rech-
nung vorzulegen . Die Vorlage eines Verwendungsnachwei-
ses ist in diesem Fall nicht erforderlich .

8 .6 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendungen gelten die VVG beziehungsweise 
die VV zu § 44 der Landeshaushaltsordnung .

9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt in Kraft und am 31 . Dezember 2020 außer Kraft .
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Vierte Änderung der Rahmenrichtlinie 
des Ministeriums der Finanzen zur Umsetzung des 

Kommunalen Infrastrukturprogrammes 2016 - 2019 
(KIP-Richtlinie) 

Erlass des Ministeriums der Finanzen
Vom 13 . Juni 2019

I.

In der Rahmenrichtlinie des Ministeriums der Finanzen zur 
Umsetzung des Kommunalen Infrastrukturprogrammes 2016 - 
2019 (KIP-Richtlinie) vom 15 . Dezember 2015 (ABl . 2016 
S . 47), die zuletzt durch den Erlass vom 12 . Juli 2017 (ABl . 
S . 655) geändert worden ist, wird der Abschnitt „Abbildung 

Art Radabstellplatz 
(ebenerdig)

Radabstellplatz in 
Sammelschließanlage

Radabstellplatz in 
einer Fahrradbox

Radabstellplatz in 
Fahrradparkhaus/
Radstation

zuwendungsfähige Bauaus- 
gaben pro Stellplatz (netto)

1 100 Euro 1 300 Euro 1 800 Euro 3 000 Euro

4 . Grunderwerb:

 Ausgaben für Grunderwerb und Grunderwerbsnebenkosten 
können bis zu einer Höhe von 10 Prozent der zuwendungs-
fähigen Bauausgaben als zuwendungsfähig anerkannt wer-
den und bleiben bei der Berechnung der anderen Förder- 
obergrenzen unberücksichtigt .

5 . PKW-Ladesäulen: 

 8 400 Euro (netto)

6 . P&R-Anlagen:

- 10 800 Euro (netto) bei Ingenieurbauwerken (Parkhäu-
ser, Parkpaletten, Tiefgaragen) und 

- 5 400 Euro (netto) bei ebenerdigen Anlagen 

 zuwendungsfähige Ausgaben werden je Stellplatz festgelegt .

7 . Zentraler Omnibusbahnhof:

 Bau, Zufahrt, Witterungsschutz, Versorgungsanlagen

- 150 000 Euro (netto) pro ÖPNV-Kraftomnibusstellplatz

Die dargestellten Beträge basieren auf den Baupreisindizes 
des Jahres 2018 . Abweichungen von den Förderobergrenzen 
sind besonders zu begründen und können von der Bewilli-
gungsbehörde unter Berücksichtigung des Sachverhaltes so-
wie der Baupreisentwicklung im Einzelfall anerkannt wer-
den .“

II.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für Brandenburg in Kraft .

Zweite Änderung 
der Richtlinien des Ministeriums 

für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie zur Finanzierung 

von Ausbildungsmaßnahmen im Beruf 
zur Altenpflegerin und zum Altenpfleger oder 

zur Altenpflegehelferin und zum Altenpflegehelfer 
aus Haushaltsmitteln des Landes Brandenburg

Erlass des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie

Vom 28 . Mai 2019

I.

Die Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie zur Finanzierung von Ausbildungs-
maßnahmen im Beruf zur Altenpflegerin und zum Altenpfleger 
oder zur Altenpflegehelferin und zum Altenpflegehelfer aus 
Haushaltsmitteln des Landes Brandenburg vom 24. August 
2015 (ABl . S . 778), die durch den Erlass vom 6 . Juli 2018 (ABl . 
S . 648) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1 . Nummer 5 .4 .2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Ab dem 1 . Januar 2019 beträgt der Förderhöchstbetrag 
je Altenpflegeschülerin/Altenpflegeschüler (Regelaus-
bildung) 440 Euro pro Monat .“ 

b) In dem neuen Satz 4 werden nach den Wörtern „ab dem 
1 . Oktober 2018 14 760 Euro“ ein Komma und die 
Wörter „ab dem 1 . Januar 2019 15 840 Euro“ einge-
fügt .

Förderobergrenzen“ in der Anlage 1 zur Anlage 2 wie folgt ge-
fasst:

„Abbildung Förderobergrenzen

Es gelten folgende Obergrenzen für die zuwendungsfähigen 
Bau- und Beschaffungsausgaben sowie Grunderwerb:

1 . Bahnkörper:

 600 000 Euro (netto) je km Streckenlänge (eingleisig)

2. Bahnsteigflächen:

 1 200 Euro (netto) je m²

3 . B&R-Anlagen:
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2 . Nummer 5 .4 .3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Ab dem 1 . Januar 2019 beträgt der Förderhöchstbe- 
trag je Altenpflegehilfeschülerin/Altenpflegehilfeschü-
ler 440 Euro pro Monat .“ 

b) In dem neuen Satz 4 werden nach der Angabe 
„4 920 Euro“ ein Komma und die Wörter „ab dem 
1 . Januar 2019 5 280 Euro“ eingefügt .

3 . Nummer 5 .4 .4 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Ab dem 1 . Januar 2019 beträgt der Förderhöchstbetrag 
je Altenpflegeschülerin/Altenpflegeschüler (Umschu-
lung) 440 Euro pro Monat .“

b) In dem neuen Satz 4 werden nach der Angabe 
„4 920 Euro“ ein Komma und die Wörter „ab dem 
1 . Januar 2019 5 280 Euro“ eingefügt .

II.

Die Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie zur Finanzierung von Ausbildungs-
maßnahmen im Beruf zur Altenpflegerin und zum Altenpfleger 
oder zur Altenpflegehelferin und zum Altenpflegehelfer aus 
Haushaltsmitteln des Landes Brandenburg vom 8. August 2017 
(ABl . S . 769), die durch den Erlass vom 6 . Juli 2018 (ABl . 
S . 648) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1 . Nummer 5 .4 .2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Ab dem 1 . Januar 2019 beträgt der Förderhöchstbetrag 
je Altenpflegeschülerin/Altenpflegeschüler (Regelaus-
bildung) 440 Euro pro Monat .“ 

b) In dem neuen Satz 4 werden nach der Angabe 
„14 760 Euro“ ein Komma und die Wörter „ab dem 
1 . Januar 2019 15 840 Euro“ eingefügt .

2 . Nummer 5 .4 .3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Ab dem 1 . Januar 2019 beträgt der Förderhöchstbetrag 
je Altenpflegeschülerin/Altenpflegeschüler (Regelaus-
bildung) 440 Euro pro Monat .“ 

b) In dem neuen Satz 4 werden nach der Angabe 
„4 920 Euro“ ein Komma und die Wörter „ab dem 
1 . Januar 2019 5 280 Euro“ eingefügt .

3 . Nach Nummer 5 .4 .4 wird folgende Nummer 5 .4 .5 einge-
fügt:

„5.4.5  Jede zum 1. Januar 2019 anerkannte Altenpflege-
schule im Land Brandenburg kann einmalig im  
Jahr 2019 eine Zuwendung in Höhe von bis zu 
14 000 Euro beantragen für erhöhte Personal- und 
Sachkosten, die über den monatlichen Förderhöchst-
betrag je Schülerin/Schüler nicht gedeckt werden 
können .“

4 .  Die bisherigen Nummern 5 .4 .5 und 5 .4 .6 werden die Num-
mern 5 .4 .6 und 5 .4 .7 . 

III.

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 1 . Januar 2019 in Kraft .

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage
in 15306 Lindendorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 25 . Juni 2019

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. 
KG, Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus beantragt die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück 15306 Lindendorf, Gemar-
kung Libbenichen, Flur 1, Flurstück 119 eine Windkraftanlage 
zu errichten und zu betreiben . 

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb einer Windkraftanlage des Typs Vestas V162 mit einem 
Rotordurchmesser von 162 m, einer Nabenhöhe von 166 m, ei-
ner Fundamenterhöhung von bis zu 3 m und einer Gesamthöhe 
von 250 m über Grund . Die Nennleistung beträgt 5,4 MW . Zur 
Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwegung und Kranstell-
flächen.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1 .6 .2 V  
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1 .6 .1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) .

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 2 . Quartal 2020 vorge- 
sehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 3. Juli 2019 bis 
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einschließlich 2. August 2019 im Landesamt für Umwelt,  
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, 
Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Amtsverwal-
tung Seelow-Land, Bauamt, Berliner Straße 31 a, Haus 1, Zim-
mer 7 in 15306 Seelow ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna,  
Fledermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung .

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: https://www .uvp-verbund .de/bb .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 3. Juli 2019 bis einschließlich 2. Septem-
ber 2019 unter Angabe der Vorhaben-ID G10518 schriftlich 
oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungs-
verfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder 
bei der Amtsverwaltung Seelow-Land, Berliner Straße 31 a in 
15306 Seelow erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu .brandenburg .de/einwendungen .

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs- 
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 29. Oktober 
2019 um 10 Uhr im kleinen Saal des Kreiskulturhauses 
Seelow, Erich-Weinert-Straße 13 in 15306 Seelow. Kann die 
Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 

der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt . 
Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht  
erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antrag- 
stellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach- 
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben . Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh- 
migungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt .

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes .

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 13. August 2019, 13 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Beyern Blatt 117 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

Beyern 1 37/1 Gebäude- und Freifläche, Landwirt-
schaftsfläche, Hauptstr. 11

566 m²

versteigert werden .
Beschreibung laut Gutachten: Wohnhaus mit Nebengebäude in 
einfacher Lage des bebauten Gemeindegebietes
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 24 .07 .2018 .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 18 .100,00 EUR .

Geschäfts-Nr .: 15 K 29/18

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 10. September 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Grüna Blatt 339 eingetragene Grundstück, Bezeichnung  
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1,  Gemarkung Grüna, Flur 4, Flurstück 17, Gebäude- 

und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, Grüna 54, 
Größe 2 .265 m²

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 4 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
23 .04 .2018 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Jüterbog OT Grüna, 
Grüna 54 . Es ist bebaut mit einem eingeschossigen, nicht unter-
kellerten Einfamilienhaus mit Nebengelass im ruinösen Zu-
stand (Bj . ca . 1900 - 1920) . Die nähere Beschreibung kann dem 
im Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 8, vorliegenden Gut-
achten zu den Sprechzeiten entnommen werden .
Az .: 17 K 15/18 

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Ge-
meinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 

Dienstag, 8. Oktober 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Großbeeren Blatt 2609 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 3,  Gemarkung Großbeeren, Flur 2, Flurstück 1520, 

Gebäude- und Freifläche, Zum Heidefeld 32, Größe 
622 m²

lfd . Nr . 3,  Gemarkung Großbeeren, Flur 2, Flurstück 1528, 
Gebäude- und Freifläche, Zum Heidefeld 32, Größe 
125 m²

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 396 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
03 .07 .2017 eingetragen worden . 

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
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Das Grundstück befindet sich in 14979 Großbeeren, Zum Hei-
defeld 32 . Es ist bebaut mit einem 1 1/2-geschossigen Zwei- 
familienhaus (Wohnfl. ca. 130,56 m² und 51,94 m², Baujahr 2010). 
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
Az .: 17 K 55/17 

Zwangsversteigerung zum Zweck der Aufhebung der Ge-
meinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 

Dienstag, 15. Oktober 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 635 eingetragene Grundstück, Bezeichnung  
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 2,  Gemarkung Mahlow, Flur 1, Flurstück 50, Gebäu-

de- und Freifläche, Marienfelder Straße 59, Größe 
1 .365 m²

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 298 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
18 .01 .2018 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 15831 Blankenfelde-Mahlow 
OT Mahlow, Marienfelder Straße 59 . Es ist bebaut mit 3 Garten- 
lauben . Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lu-
ckenwalde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden .
Az .: 17 K 97/17 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 22. Oktober 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-
buch von Holbeck Blatt 239 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd . Nr . 1, 160,20/1000 (einhundertsechzig Komma Zwanzig 
Tausendstel) Miteigentumsanteil an dem Grundstück Gemar-
kung Holbeck, Flur 1, Flurstück 235, Gebäude- und Freifläche,  
Eichenallee 18, 20, 22, 24, 26, 28, Größe 2 .805 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus 
Dorfstraße 18 nebst Keller, Bodenraum und Abstellraum; im 
Aufteilungsplan sämtlich bezeichnet mit Nr . 1
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuch angelegt . 
(Grundbuch von Holbeck Blätter 239 bis 244); der hier einge-
tragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei-
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt .
Es besteht ein Sondernutzungsrecht an dem mit gleicher Nr .  
bezeichneten Schuppen .

Veräußerungsbeschränkung:
Zustimmung durch Verwalter erforderlich .

Ausnahmen:
Erstveräußerung durch den derzeitigen Eigentümer, durch den 
Konkursverwalter, durch Zwangsvollstreckung, durch Zwangs-
versteigerung, Veräußerung an einen Grundpfandrechtsgläubiger;
im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts  
des Sondereigentums auf die Bewilligung vom 30 .05 .1997 
(UR .1257/1997 Notar Arntz in Potsdam) Bezug genommen .  
Eingetragen am 05 .05 .1999 .

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 30 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10 .07 .2018 eingetragen worden . 

Die Wohnung als Reihenendhaus befindet sich in Eichen- 
allee 18. (Wohnfl. ca. 81 m², Bj. ca. 1930) Die nähere Beschrei-
bung kann dem im Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 8, vor-
liegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden .
Az .: 17 K 35/18 

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung
von Dienstausweisen

Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg

Folgender abhandengekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt:

Oberstaatsanwalt Frank Seidel, Dienstausweis-Nr . 202 436, 
ausgestellt am 22 . November 2011, gültig bis 21 . November 
2021 .

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Diebstahl abhandengekommene Dienstausweis  
von Herrn Martin Schreiber, Dienstausweisnummer 106644,  
Kartennummer 00787, Farbe blau, ausgestellt am 03 .04 .2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg 
wird hiermit für ungültig erklärt .

Zentraldienst der Polizei 

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Jens Serbser, Dienstausweisnummer 208615, 
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein Kita „Jenny Marx“ e. V. ist am 07 .01 .2019 in  
der Mitgliederversammlung einstimmig aufgelöst worden . Die 
Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende 
Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten Liqui-
datorinnen anzumelden .

Liquidatorinnen:

Frau Kathleen Höffler
Am Schwarzen Graben 13
14712 Rathenow

Frau Heidrun Höffler
Lerchenweg 4
14712 Rathenow

Kartennummer 1820, Farbe grau, ausgestellt am 30 .10 .2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg 
wird hiermit für ungültig erklärt .
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